
II Rechtsakte ohne Gesetzescharakter 

INTERNATIONALE ÜBEREINKÜNFTE 

2014/20/EU: 

★ Beschluss des Rates vom 23. September 2013 über die Unterzeichnung ‒ im Namen der Union 
‒ und die vorläufige Anwendung des Kooperationsabkommens zwischen der Europäischen 
Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Schweizerischen Eidgenossenschaft ande­ 
rerseits über die europäischen Satellitennavigationsprogramme . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 

★ Kooperationsabkommen zwischen der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über die europäischen Satellitennavigationsprogramme 3 

VERORDNUNGEN 

2014/42/EU: 

★ Verordnung des Rates vom 20. Januar 2014 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 267/2012 
über restriktive Maßnahmen gegen Iran . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 18 

BESCHLÜSSE 

★ Beschluss 2014/21/GASP des Rates vom 20. Januar 2014 zur Änderung des Beschlusses 
2010/413/GASP des Rates über restriktive Maßnahmen gegen Iran . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 22 

Bei Rechtsakten, deren Titel in magerer Schrift gedruckt sind, handelt es sich um Rechtsakte der laufenden Verwaltung im Bereich der 
Agrarpolitik, die normalerweise nur eine begrenzte Geltungsdauer haben. 

Rechtsakte, deren Titel in fetter Schrift gedruckt sind und denen ein Sternchen vorangestellt ist, sind sonstige Rechtsakte. 

ISSN 1977-0642 
L 15 

57. Jahrgang 

20. Januar 2014 Rechtsvorschriften 

Amtsblatt 
der Europäischen Union 

DE 

Ausgabe 
in deutscher Sprache 

Inhalt 

Preis: 3 EUR





II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

INTERNATIONALE ÜBEREINKÜNFTE 

BESCHLUSS DES RATES 

vom 23. September 2013 

über die Unterzeichnung – im Namen der Union – und die vorläufige Anwendung des 
Kooperationsabkommens zwischen der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über die europäischen 

Satellitennavigationsprogramme 

(2014/20/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 172 in Verbindung mit Arti­
kel 218 Absatz 5, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit Beschluss vom 29. Juni 2010 haben der Rat und die 
im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mit­
gliedstaaten die Kommission zur Aufnahme von Ver­
handlungen mit der Schweiz über ein Kooperations­
abkommen über die europäischen Satellitennavigations­
programme (im Folgenden "Abkommen") ermächtigt 

(2) Das Abkommen wurde von der Kommission im Namen 
der Union und ihrer Mitgliedstaaten ausgehandelt. 

(3) Durch das Abkommen wird die Teilnahme der Schweiz 
an den europäischen Satellitennavigationsprogrammen 
ermöglicht. Im Gegenzug hat die Schweiz zur Finanzie­
rung dieser Programme beizutragen. 

(4) Die Verhandlungen wurden mit der Paraphierung des 
Abkommens durch die Kommission am 6. März 2013 
bzw. durch die Schweizerische Eidgenossenschaft am 
12. März 2013 erfolgreich abgeschlossen. 

(5) Das Abkommen sollte– vorbehaltlich seines Abschlusses 
zu einem späteren Zeitpunkt – im Namen der Union 
unterzeichnet werden. 

(6) Im Hinblick auf die sofortige Durchführung und auf die 
angemessene Beteiligung der Schweiz an den europäi­
schen Satellitennavigationsprogrammen sollten die Teile, 
die in die Zuständigkeit der Union fallen, gemäß Arti­
kel 27 Absatz 2 des Abkommens vorläufig angewendet 
werden. 

(7) Nach Artikel 27 Absatz 1 des Abkommens sollte das 
Abkommen von der Union und ihren Mitgliedstaaten 
gemäß ihren jeweiligen internen Verfahren genehmigt 
werden. 

(8) Soweit der Gemischte Ausschuss rechtswirksame Akte 
oder Beschlüsse über die Aussetzung der Anwendung 
des Abkommens zu erlassen hat, wird der Standpunkt 
der Union in diesem Ausschuss vom Rat auf Vorschlag 
der Kommission festgelegt. 

(9) Außerdem sollte die Kommission für nicht rechtswirk­
same Fragen, die vom Gemischten Ausschuss behandelt 
werden, den Standpunkt der Union mit den Mitgliedstaa­
ten abstimmen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Unterzeichnung des Kooperationsabkommens zwischen der 
Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über die eu­
ropäischen Satellitennavigationsprogramme im Namen der 
Union wird vorbehaltlich des Abschlusses– genehmigt. 

Der Wortlaut des Abkommens ist diesem Beschluss beigefügt. 

Artikel 2 

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person(en) zu be­
stellen, die befugt ist (sind), das Abkommen im Namen der 
Union zu unterzeichnen. 

Artikel 3 

Das Abkommen wird gemäß seinem Artikel 27 Absatz 2 vor­
läufig angewendet, bis die für seinen Abschluss erforderlichen 
Verfahren abgeschlossen sind ( 1 ).
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( 1 ) Der Zeitpunkt, ab dem das Abkommen vorläufig angewendet wird, 
wird auf Veranlassung des Generalsekretariats des Rates im Amtsblatt 
der Europäischen Union veröffentlicht.



Artikel 4 

Der Präsident des Rates nimmt die in Artikel 27 Absatz 2 des Abkommens vorgesehene Notifikation im 
Namen der Union vor. 

Artikel 5 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 23. September 2013. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

V. JUKNA
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KOOPERATIONSABKOMMEN 

zwischen der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft andererseits über die europäischen Satellitennavigationsprogramme 

DIE EUROPÄISCHE UNION 

und 

DAS KÖNIGREICH BELGIEN, 

DIE REPUBLIK BULGARIEN, 

DIE TSCHECHISCHE REPUBLIK, 

DAS KÖNIGREICH DÄNEMARK, 

DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND, 

DIE REPUBLIK ESTLAND, 

IRLAND, 

DIE HELLENISCHE REPUBLIK, 

DAS KÖNIGREICH SPANIEN, 

DIE FRANZÖSISCHE REPUBLIK, 

DIE REPUBLIK KROATIEN 

DIE ITALIENISCHE REPUBLIK, 

DIE REPUBLIK ZYPERN, 

DIE REPUBLIK LETTLAND, 

DIE REPUBLIK LITAUEN, 

DAS GROSSHERZOGTUM LUXEMBURG, 

UNGARN, 

DIE REPUBLIK MALTA, 

DAS KÖNIGREICH DER NIEDERLANDE, 

DIE REPUBLIK ÖSTERREICH, 

DIE REPUBLIK POLEN, 

DIE PORTUGIESISCHE REPUBLIK, 

RUMÄNIEN, 

DIE REPUBLIK SLOWENIEN, 

DIE SLOWAKISCHE REPUBLIK, 

DIE REPUBLIK FINNLAND, 

DAS KÖNIGREICH SCHWEDEN, 

DAS VEREINIGTE KÖNIGREICH GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND, 

Vertragsparteien des Vertrags über die Europäische Union und des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 
im Folgenden die "Mitgliedstaaten", einerseits, 

und 

die SCHWEIZERISCHE EIDGENOSSENSCHAFT, im Folgenden die "Schweiz", andererseits, im Folgenden "Vertragspartei" 
oder "Vertragsparteien" –
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IN ANBETRACHT des gemeinsamen Interesses an der Entwicklung eines globalen Satellitennavigationssystems (im Fol­
genden "GNSS"), das speziell für zivile Zwecke konzipiert ist, 

IN ANERKENNUNG der Bedeutung der europäischen GNSS-Programme als Beitrag zur Navigations- und Informations­
infrastruktur in der Europäischen Union und in der Schweiz, 

IN ANBETRACHT der zunehmenden Entwicklung von GNSS-Anwendungen in der Europäischen Union, der Schweiz und 
anderen Gebieten in der Welt, 

IN ANBETRACHT des gemeinsamen Interesses an der langfristigen Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Union, 
ihren Mitgliedstaaten und der Schweiz auf dem Gebiet der Satellitennavigation, 

IN ANERKENNUNG DESSEN, dass die Schweiz an den Programmen Galileo und EGNOS seit deren Definitionsphasen eng 
beteiligt ist, 

IN ANBETRACHT der Entschließungen des Weltraumrats, insbesondere der Entschließung zur "Europäischen Raumfahrt­
politik", angenommen am 22. Mai 2007, und der Entschließung "Weiterentwicklung der europäischen Raumfahrtpolitik", 
angenommen am 29. September 2008, in denen anerkannt wird, dass die Europäische Union, die Europäische Welt­
raumorganisation (im Folgenden "ESA") und ihre jeweiligen Mitgliedstaaten die drei Hauptakteure der europäischen 
Raumfahrtpolitik sind, sowie der Entschließung "Globale Herausforderungen: Aus den europäischen Weltraumsystemen 
uneingeschränkt Nutzen ziehen", angenommen am 25. November 2010, in der die Europäische Kommission und die ESA 
aufgefordert werden, es für Mitgliedstaaten, die nicht zugleich Mitglied der Europäischen Union und der ESA sind, zu 
erleichtern, an allen Phasen der Kooperationsprogramme teilzunehmen, 

IN ANBETRACHT der Mitteilung der Kommission mit dem Titel "Auf dem Weg zu einer Weltraumstrategie der Euro­
päischen Union im Dienst der Bürgerinnen und Bürger" vom 4. April 2011, 

IN DEM WUNSCH, eine formelle Grundlage für eine Zusammenarbeit in allen Aspekten der europäischen GNSS-Pro­
gramme zu schaffen, 

IN ANERKENNUNG des Interesses der Schweiz an allen GNSS-Diensten, wie sie durch EGNOS und Galileo bereitgestellt 
werden, einschließlich des öffentlichen regulierten Dienstes (im Folgenden "PRS"), 

IN ANBETRACHT des Abkommens vom 25. Juni 2007 über wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit zwischen der 
Europäischen Gemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft einerseits und der Schweizerischen Eidgenossen­
schaft andererseits, 

IN ANERKENNUNG des Abkommens vom 28. April 2008 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der 
Europäischen Union über die Sicherheitsverfahren für den Austausch von Verschlusssachen (im Folgenden "Sicherheits­
abkommen"), 

ANGESICHTS der Vorteile eines gleichwertigen Schutzes der europäischen GNSS und dazugehörigen Dienste in den 
Gebieten der Vertragsparteien, 

IN ANERKENNUNG der völkerrechtlichen Verpflichtungen der Vertragsparteien, insbesondere der Verpflichtungen der 
Schweiz als dauerhaft neutraler Staat, 

IN ANERKENNUNG der Tatsache, dass gemäß der Verordnung (EG) Nr. 683/2008 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 9. Juli 2008 über die weitere Durchführung der europäischen Satellitenprogramme (EGNOS und Galileo) ( 1 ) die 
Europäische Gemeinschaft Eigentümerin aller materiellen und immateriellen Vermögenswerte ist, die im Rahmen der 
europäischen GNSS-Programme entstehen oder entwickelt werden, so wie dies in der genannten Verordnung festgelegt ist, 

IN ANBETRACHT der Verordnung (EU) Nr. 912/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. September 
2010 über die Errichtung der Agentur für das Europäische GNSS ( 2 ), 

IN ANBETRACHT des Beschlusses Nr. 1104/2011/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2011 
über die Regelung des Zugangs zum öffentlichen regulierten Dienst, der von dem weltweiten Satellitennavigationssystem 
bereitgestellt wird, das durch das Programm Galileo eingerichtet wurde ( 3 ) —
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( 1 ) ABl. EU L 196 vom 24.7.2008, S. 1. 
( 2 ) ABl. EU L 276 vom 20.10.2010, S. 11. 
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SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

TEIL I. 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Ziel 

(1) Ziel dieses Abkommens ist es, die langfristige Zusammen­
arbeit zwischen den Vertragsparteien im Bereich der Satelliten­
navigation unter ziviler Kontrolle, insbesondere durch die Teil­
nahme der Schweiz an den europäischen GNSS-Programmen, 
zu fördern, zu erleichtern und zu vertiefen. 

(2) Die Schweiz nimmt in der Form und unter den Bedin­
gungen an den Programmen teil, die in diesem Abkommen 
festgelegt sind, 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieses Abkommens bezeichnet der Ausdruck 

1. "europäische globale Satellitennavigationssysteme" (europäi­
sche GNSS) die Systeme, die im Rahmen des Programms 
Galileo errichtet wurden, und den Geostationären Navigati­
ons-Ergänzungsdienst für Europa (European Geostationary 
Navigation Overlay System – EGNOS); 

2. "Verstärkung" die regionalen oder lokalen Systeme wie 
EGNOS, die die Leistung für die Nutzer der globalen 
GNSS durch erhöhte Genauigkeit, Verfügbarkeit, Integrität 
und Zuverlässigkeit verbessern; 

3. "Galileo" ein unter ziviler Kontrolle stehendes unabhängiges 
europäisches globales Satellitennavigations- und Zeit­
gebungssystem zur Erbringung von GNSS-Diensten, das 
von der Europäischen Union, der ESA und ihren jeweiligen 
Mitgliedstaaten konzipiert und entwickelt wurde. Der Be­
trieb von Galileo kann einer privaten Partei übertragen 
werden. Im Rahmen von Galileo sind ein offener, ein kom­
merzieller und ein sicherheitskritischer Dienst und ein 
Such- und Rettungsdienst vorgesehen sowie ein gesicherter 
öffentlicher regulierter Dienst mit beschränktem Zugang, 
der speziell auf den Bedarf autorisierter Nutzer des öffent­
lichen Sektors ausgerichtet ist; 

4. "lokale Elemente von Galileo" lokale Systeme, die den Nut­
zern von satellitengestützten Navigations- und Zeitsignalen 
des Systems Galileo Informationen liefern, die über die aus 
der genutzten Hauptkonstellation abgeleiteten Informatio­
nen hinausgehen. Lokale Elemente können zur Leistungs­
ergänzung in der Umgebung von Flughäfen, Seehäfen sowie 
in Städten oder anderen geografisch problematischen Um­
gebungen eingesetzt werden. Galileo wird allgemeine Mo­
delle für lokale Elemente bereitstellen; 

5. "Ausrüstung für globale Navigation, Ortung und Zeit­
gebung" jede Ausrüstung für zivile Endnutzer, die für Sen­
dung, Empfang und Verarbeitung satellitengestützter Navi­
gations- oder Zeitsignale zur Erbringung eines Dienstes 
oder für den Betrieb mit einer regionalen Verstärkung be­
stimmt ist; 

6. "öffentlicher regulierter Dienst" (PRS) einen Dienst, der 
durch das im Rahmen des Programms Galileo errichtete 
System bereitgestellt wird und ausschließlich staatlich auto­
risierten Nutzern für sensible Anwendungen, die eine wirk­
same Zugangskontrolle und hochgradige Dienstkontinuität 
verlangen, vorbehalten ist; 

7. "Regelungsmaßnahme" ein Gesetz, eine Verordnung, eine 
Maßnahme, eine Regelung, ein Verfahren, eine Entschei­
dung oder einen Beschluss oder eine ähnliche Verwaltungs­
maßnahme einer Vertragspartei; 

8. "Interoperabilität" die Eignung globaler und regionaler Sa­
tellitennavigationssysteme und Verstärkungen sowie der 
von ihnen bereitgestellten Dienste dafür, gemeinsam einge­
setzt zu werden, so dass sich für die Nutzer eine größere 
Leistungsfähigkeit ergibt, als dies der Fall wäre, wenn ledig­
lich auf den offenen Dienst eines einzigen Systems zurück­
gegriffen würde; 

9. "geistiges Eigentum" Eigentum im Sinne der Begriffsbestim­
mung in Artikel 2 Ziffer viii des am 14. Juli 1967 in 
Stockholm unterzeichneten Übereinkommens zur Errich­
tung der Weltorganisation für geistiges Eigentum; 

10. "Verschlusssache" Informationen in jeglicher Form, die vor 
einer unbefugten Weitergabe geschützt werden müssen, 
welche grundlegenden Interessen der Vertragsparteien oder 
einzelner Mitgliedstaaten einschließlich nationaler Sicher­
heitsinteressen, in unterschiedlichem Maße schaden könnte. 
Der Vertraulichkeitsgrad wird durch eine besondere Einstu­
fungskennzeichnung angegeben. Solche Informationen wer­
den von den Vertragsparteien nach Maßgabe der geltenden 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften als vertraulich einge­
stuft und sind gegen jeglichen Verlust der Vertraulichkeit, 
der Integrität und der Verfügbarkeit zu schützen. 

Artikel 3 

Grundsätze für die Kooperation 

Die Vertragsparteien wenden folgende Grundsätze auf die Ko­
operationsmaßnahmen im Rahmen dieses Abkommens an: 

1. Beiderseitiger Nutzen durch allgemeine Ausgewogenheit der 
Rechte und Pflichten einschließlich der Beiträge und des Zu­
gangs zu allen Diensten gemäß Artikel 15; 

2. Möglichkeiten für beide Seiten zur Mitwirkung an Koope­
rationsmaßnahmen im Rahmen der GNSS-Projekte der Euro­
päischen Union und der Schweiz; 

3. rechtzeitiger Austausch von Informationen, die für Koope­
rationsmaßnahmen von Belang sein können; 

4. angemessener und wirksamer Schutz der Rechte des geisti­
gem Eigentums gemäß Artikel 9; 

5. Freiheit zur Erbringung von Satellitennavigationsdiensten im 
Hoheitsgebiet der Vertragsparteien; 

6. uneingeschränkter Handel mit europäischen GNSS-Gütern im 
Hoheitsgebiet der Vertragsparteien.
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TEIL II. 

BESTIMMUNGEN BEZÜGLICH DER KOOPERATION 

Artikel 4 

Kooperationsmaßnahmen 

(1) Für Kooperationsmaßnahmen auf den Gebieten der Satel­
litennavigation und der Zeitgebung kommen folgende Bereiche 
in Frage: Funkfrequenzspektrum, wissenschaftliche Forschung 
und Ausbildung, Beschaffungswesen, industrielle Kooperation, 
Rechte des geistigen Eigentums, Ausfuhrkontrolle, Handel und 
Marktentwicklung, Normung, Zertifizierung und Regelungsmaß­
nahmen, Sicherheit, Austausch von Verschlusssachen, Austausch 
von Personal und Zugang zu Diensten. Die Vertragsparteien 
können diese Liste von Bereichen im Einklang mit Artikel 25 
ändern. 

(2) Die institutionelle Autonomie der Europäischen Union, 
die europäischen GNSS-Programme zu regeln, wird durch dieses 
Abkommen ebenso wenig berührt wie die Struktur, die von der 
Europäischen Union zur Durchführung der europäischen GNSS- 
Programme eingerichtet wurde. Von diesem Abkommen unbe­
rührt bleiben auch die geltenden Regelungsmaßnahmen zur 
Umsetzung von Nichtverbreitungsverpflichtungen, die Ausfuhr­
kontrolle, die Kontrollen immaterieller Technologietransfers. 
Von diesem Abkommen unberührt bleiben auch die nationalen 
Sicherheitsmaßnahmen. 

(3) Vorbehaltlich der jeweils geltenden Regelungsmaßnahmen 
fördern die Vertragsparteien in größtmöglichem Umfang die 
Kooperationsmaßnahmen im Rahmen dieses Abkommens, da­
mit in den in Absatz 1 genannten Bereichen vergleichbare Mög­
lichkeiten für die Teilnahme an diesen Maßnahmen entstehen. 

Artikel 5 

Funkfrequenzspektrum 

(1) Die Vertragsparteiensetzen die Zusammenarbeit und ge­
genseitige Unterstützung in Fragen des Funkfrequenzspektrums 
im Rahmen der Internationalen Fernmeldeunion (im Folgenden 
"ITU") fort und tragen dabei der Vereinbarung über die Ver­
waltung der ITU-Frequenzzuweisungen für das Galileo-Satelli­
tennavigationssystem vom 5. November 2004 ("Memorandum 
of Understanding on the Management of ITU filings of the 
Galileo radio-navigation satellite service system") Rechnung. 

(2) Die Vertragsparteien tauschen Informationen über be­
antragte Frequenzen aus und schützen adäquate Frequenzzuwei­
sungen für Galileo, damit die Verfügbarkeit von Galileo-Diens­
ten für Nutzer in aller Welt und insbesondere in der Schweiz 
und in der Europäischen Union sichergestellt wird. 

(3) Um die Funknavigationsfrequenzen vor Unterbrechungen 
und Interferenzen zu schützen, ermitteln die Vertragsparteien 
Interferenzquellen und suchen für beide Seiten annehmbare Lö­
sungen zur Bekämpfung dieser Interferenzen. 

(4) Nichts in diesem Abkommen ist so auszulegen, dass sich 
daraus eine Abweichung von den einschlägigen Bestimmungen 
der ITU, einschließlich der ITU-Vollzugsordnung für den Funk­
dienst, ergäbe. 

Artikel 6 

Wissenschaftliche Forschung und Ausbildung 

(1) Die Vertragsparteien fördern gemeinsame Aktivitäten im 
Bereich der wissenschaftlichen Forschung und Ausbildung auf 

dem Gebiet der europäischen GNSS durch Forschungspro­
gramme der Europäischen Union und der Schweiz sowie durch 
andere relevante Forschungsprogramme der Vertragsparteien. 
Die gemeinsamen Forschungsaktivitäten stellen einen Beitrag 
zur Planung künftiger Entwicklungen der europäischen GNSS 
dar. 

(2) Die Vertragsparteien legen ein geeignetes Verfahren fest, 
mit dem nutzbringende Kontakte und die Teilnahme an den 
relevanten Forschungsprogrammen sichergestellt werden sollen. 

Artikel 7 

Beschaffungswesen 

(1) Bei Beschaffungsvorgängen im Zusammenhang mit den 
europäischen GNSS-Programmen gelten für die Vertragsparteien 
die Verpflichtungen, die sie im Rahmen des Übereinkommens 
über das öffentliche Beschaffungswesen (im Folgenden "GPA") 
der Welthandelsorganisation (im Folgenden "WTO") und im 
Rahmen des Abkommens zwischen der Europäischen Gemein­
schaft und der Schweiz über bestimmte Aspekte des öffent­
lichen Beschaffungswesens vom 21. Juni 1999 eingegangen 
sind. 

(2) Unbeschadet des Artikels XXIII des GPA (Artikel III der 
Neufassung des GPA) haben Schweizer Stellen das Recht, an 
Beschaffungsvorgängen mitzuwirken, die die Erbringung von 
Diensten im Zusammenhang mit den europäischen GNSS-Pro­
grammen betreffen. 

Artikel 8 

Industrielle Kooperation 

Die Vertragsparteien fördern und unterstützen die Kooperation 
ihrer Industrien – unter anderem durch Gemeinschaftsunterneh­
men und die Mitwirkung der Schweiz in einschlägigen europäi­
schen Industrieverbänden sowie durch die Mitwirkung der Eu­
ropäischen Union in einschlägigen Schweizer Industrieverbän­
den – und streben damit das reibungslose Funktionieren der 
europäischen Satellitennavigationssysteme sowie die Förderung 
der Nutzung und Weiterentwicklung von Galileo-Anwendungen 
und -Diensten an. 

Artikel 9 

Rechte des geistigen Eigentums 

Zur Erleichterung der industriellen Kooperation gewähren und 
gewährleisten die Vertragsparteien einen angemessenen und 
wirksamen Schutz der Rechte des geistigen Eigentums in den 
für die Entwicklung und den Betrieb der europäischen GNSS 
relevanten Bereichen und Branchen nach den höchsten interna­
tionalen Standards gemäß dem "Übereinkommen über handels­
bezogene Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums (TRIPS)" 
der WTO, einschließlich wirksamer Mittel zur Durchsetzung 
dieser Standards. 

Artikel 10 

Ausfuhrkontrolle 

(1) Um die Anwendung einer einheitlichen Ausfuhrkontroll- 
und Nichtverbreitungspolitik in Bezug auf die europäischen 
GNSS-Programme durch die Vertragsparteien zu gewährleisten, 
verabschiedet die Schweiz innerhalb ihrer Zuständigkeit und im 
Einklang mit den nationalen Rechtsvorschriften und Verfahren 
rechtzeitig Maßnahmen zur Kontrolle der Ausfuhr und zur
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Nichtverbreitung von Technologien, Daten und Gütern, die spe­
ziell für die europäischen GNSS-Programme konzipiert oder 
verändert wurden, und setzt diese Maßnahmen durch. Mit die­
sen Maßnahmen wird für ein Maß an Ausfuhrkontrolle und 
Nichtverbreitung gesorgt, das dem der Europäischen Union 
gleichwertig ist. 

(2) Falls es zu einem Vorfall kommt, bei dem ein gleichwer­
tiges Maß an Ausfuhrkontrolle und Nichtverbreitung gemäß 
Absatz 1 des vorliegenden Artikels nicht erreicht werden kann, 
kommt das Verfahren nach Artikel 22 zur Anwendung. 

Artikel 11 

Handel und Marktentwicklung 

(1) Die Vertragsparteien unterstützen den Handel mit Satelli­
tennavigationsinfrastruktur und mit Ausrüstung für globale Na­
vigation, Ortung und Zeitgebung, darunter für die europäischen 
GNSS-Programme relevante lokale Elemente von Galileo und 
Anwendungen der Europäischen Union und der Schweiz sowie 
diesbezügliche Investitionen. 

(2) Für die Zwecke des Absatzes 1 bringen die Vertragspar­
teien die Tätigkeiten im Rahmen der Galileo-Satellitennavigation 
besser in das Bewusstsein der Öffentlichkeit, ermitteln mögliche 
Hemmnisse, die das Wachstum im Bereich der GNSS-Anwen­
dungen beeinträchtigen könnten, und treffen geeignete Maßnah­
men zur Förderung dieses Wachstums. 

(3) Rechtspersonen der Vertragsparteien können auf das 
künftige GNSS-Nutzerforum zurückgreifen, um den Bedarf der 
Nutzer zu ermitteln und effektiv darauf zu reagieren. 

(4) Dieses Abkommen lässt die Rechte und Pflichten der 
Vertragsparteien aus dem Übereinkommen zur Errichtung der 
WTO unberührt. 

Artikel 12 

Normen, Zertifizierung und Regelungsmaßnahmen 

(1) In Anerkennung des Wertes eines koordinierten Vor­
gehens in internationalen Normungs- und Zertifizierungsforen 
in Bezug auf globale Satellitennavigationsdienste unterstützen 
die Vertragsparteien insbesondere gemeinsam die Entwicklung 
von Galileo- und EGNOS-Normen und fördern deren Anwen­
dung weltweit, wobei sie ein besonderes Augenmerk auf die 
Interoperabilität mit anderen GNSS legen. 

Ein Ziel dieser Koordinierung ist die Förderung der umfassenden 
und innovativen Nutzung der Galileo-Dienste für offene, kom­
merzielle und sicherheitskritische Zwecke als weltweite Naviga­
tions- und Zeitgebungsnorm. Die Vertragsparteien schaffen 
günstige Voraussetzungen für die Entwicklung von Galileo-An­
wendungen. 

(2) Zur Förderung und Umsetzung der Ziele dieses Abkom­
mens arbeiten die Vertragsparteien daher nach Bedarf in allen 
GNSS betreffenden Fragen zusammen, die sich insbesondere in 
der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation, der Internationa­
len Seeschifffahrtsorganisation und der ITU ergeben. 

(3) Die Vertragsparteien stellen sicher, dass Maßnahmen, die 
technische Normen, Zertifizierungs- und Lizenzierungsvorschrif­
ten und -verfahren in Bezug auf die europäischen GNSS betref­

fen, keine unnötigen Handelshemmnisse darstellen. Innerstaatli­
chen Vorschriften sind objektive, diskriminierungsfreie, im Vo­
raus festgelegte transparente Kriterien zugrunde zu legen. 

(4) Die Vertragsparteien erlassen die notwendigen Regelungs­
maßnahmen, um in ihren Hoheitsgebieten die uneingeschränkte 
Nutzung von Galileo-Empfangsgeräten sowie von Galileo-Welt­
raum- und Bodensegmenten zu ermöglichen. In dieser Hinsicht 
gewährt die Schweiz Galileo in ihrem Hoheitsgebiet eine Be­
handlung, die nicht weniger günstig ist als die Behandlung, 
die anderen derartigen Satellitennavigationsdiensten und -syste­
men zuteil wird. 

Artikel 13 

Sicherheit 

(1) Unbeschadet des Artikels 4 treffen die Vertragsparteien 
zum Schutz der europäischen GNSS-Programme vor Bedrohun­
gen wie Missbrauch, Störung, Ausfall und feindseligen Hand­
lungen alle praktikablen Vorkehrungen, um Kontinuität, Sicher­
heit und Gefahrenabwehr für die Satellitennavigationsdienste 
und die damit verbundenen Infrastrukturen und kritischen An­
lagen in ihren Hoheitsgebieten zu gewährleisten. 

(2) Für die Zwecke des Absatzes 1 erlässt die Schweiz inner­
halb ihrer Zuständigkeit im Einklang mit den nationalen Rechts­
vorschriften und Verfahren rechtzeitig Maßnahmen, mit denen 
hinsichtlich des Schutzes, der Kontrolle und der Verwaltung 
sensibler Güter, Informationen und Technologien der europäi­
schen GNSS-Programme und zur Abwehr derartiger Bedrohun­
gen und einer unerwünschten Verbreitung ein Maß an Sicher­
heit und Gefahrenabwehr erreicht werden kann, das dem in der 
Europäischen Union gleichwertig ist. 

(3) Falls es zu einem Vorfall kommt, bei dem ein gleichwer­
tiges Maß an Sicherheit und Gefahrenabwehr gemäß Absatz 2 
des vorliegenden Artikels nicht erreicht werden kann, kommt 
das Verfahren nach Artikel 22 zur Anwendung. 

Artikel 14 

Austausch von Verschlusssachen 

(1) Der Austausch und der Schutz von Verschlusssachen der 
Europäischen Union erfolgen nach Maßgabe des Sicherheits­
abkommens sowie der Durchführungsvorschriften zum Sicher­
heitsabkommen. 

(2) Die Schweiz darf mit nationalem Geheimhaltungsgrad 
versehene Verschlusssachen zu europäischen GNSS-Programmen 
mit denjenigen Mitgliedstaaten austauschen, mit denen sie dies­
bezügliche zweiseitige Abkommen geschlossen hat. 

(3) Die Vertragsparteien bemühen sich um die Schaffung ei­
nes umfassenden und kohärenten Rechtsrahmens, der allen Ver­
tragsparteien den Austausch von das Galileo-Programm betref­
fenden Verschlusssachen ermöglicht. 

Artikel 15 

Zugang zu Diensten 

Die Schweiz hat Zugang zu allen europäischen GNSS-Diensten, 
die Gegenstand dieses Abkommens sind, und zum PRS, der 
Gegenstand eines separaten PRS-Abkommens ist.
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Die Schweiz hat ihr Interesse am PRS bekundet und betrachtet 
diesen als ein wichtiges Element ihrer Teilnahme an den euro­
päischen GNSS-Programmen. Die Vertragsparteien bemühen 
sich, ein PRS-Abkommen zu schließen, um die Teilnahme der 
Schweiz am PRS zu gewährleisten, sobald die Schweiz ein dies­
bezügliches Ansuchen vorgelegt und das Verfahren nach Arti­
kel 218 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union abgeschlossen ist. 

Artikel 16 

Beteiligung an der Agentur für das Europäische GNSS 

Die Schweiz hat das Recht, an der Agentur für das Europäische 
GNSS unter den Bedingungen beteiligt zu werden, die in einem 
Abkommen zwischen der Europäischen Union und der Schweiz 
festzulegen sind. Diese Verhandlungen werden aufgenommen, 
sobald die Schweiz dazu ein Ansuchen vorlegt und die notwen­
digen Verfahren seitens der Europäischen Union abgeschlossen 
sind. 

Artikel 17 

Teilnahme an Ausschüssen 

Die Vertreter der Schweiz werden eingeladen, als Beobachter an 
den Ausschüssen, die für die Verwaltung, Entwicklung und 
Durchführung der Tätigkeiten im Rahmen der europäischen 
GNSS-Programme eingerichtet wurden, im Einklang mit den 
einschlägigen Vorschriften und Verfahren und ohne Stimmrecht 
teilzunehmen. Dies schließt insbesondere die Teilnahme am 
GNSS-Programmausschuss und am GNSS-Sicherheitsausschuss 
sowie an deren Arbeitsgruppen und Taskforces ein. 

TEIL III. 

FINANZIELLE BESTIMMUNGEN 

Artikel 18 

Finanzierung 

Die Schweiz trägt zur Finanzierung der europäischen GNSS-Pro­
gramme bei. Der Beitrag der Schweiz wird auf der Grundlage 
des Proportionalitätsfaktors berechnet, der sich aus dem Ver­
hältnis zwischen dem Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen 
der Schweiz und der Summe der Bruttoinlandsprodukte zu 
Marktpreisen der Mitgliedstaaten ergibt. 

Der finanzielle Beitrag der Schweiz zu den europäischen GNSS- 
Programmen beläuft sich für den Zeitraum 2008–2013 auf 
80 050 870 EUR. 

Dieser Betrag wird wie folgt entrichtet: 

2013: 60 000 000 EUR 

2014: 20 050 870 EUR 

Für den Zeitraum ab 2014 wird der Beitrag der Schweiz jährlich 
entrichtet. 

TEIL IV. 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 19 

Haftung 

Da sich die europäischen GNSS nicht im Eigentum der Schweiz 
befinden werden, entsteht der Schweiz keinerlei Haftung auf­
grund der Eigentümerstellung. 

Artikel 20 

Gemeinsamer Ausschuss 

(1) Es wird ein Gemeinsamer Ausschuss mit der Bezeichnung 
"GNSS-Ausschuss Europäische Union/Schweiz" eingerichtet. Er 
setzt sich aus den Vertretern der Vertragsparteien zusammen 
und ist für die Verwaltung und die ordnungsgemäße Anwen­
dung dieses Abkommens zuständig. Hierzu spricht er Empfeh­
lungen aus. Er fasst Beschlüsse in den in diesem Abkommen 
vorgesehenen Fällen; diese Beschlüsse werden von den Vertrags­
parteien gemäß ihren eigenen Vorschriften ausgeführt. Der Ge­
meinsame Ausschuss trifft seine Entscheidungen einvernehm­
lich. 

(2) Der Gemeinsame Ausschuss gibt sich eine Geschäftsord­
nung, in der unter anderem die Einberufung der Sitzungen, die 
Ernennung des Vorsitzes und die Festlegung von dessen Mandat 
geregelt wird. 

(3) Der Gemeinsame Ausschuss tritt bei Bedarf zusammen. 
Die Europäische Union oder die Schweiz können die Einberu­
fung einer Sitzung beantragen. Der Gemeinsame Ausschuss tritt 
binnen 15 Tagen zusammen, nachdem ein Antrag gemäß Ar­
tikel 22 Absatz 2 gestellt wurde. 

(4) Der Gemeinsame Ausschuss kann Arbeitsgruppen einset­
zen oder Gruppen von Sachverständigen bestellen, wenn er dies 
als Unterstützung zur Erfüllung seiner Aufgaben für nötig hält. 

(5) Der Gemeinsame Ausschuss kann Änderungen des An­
hangs I beschließen. 

Artikel 21 

Konsultationen 

(1) Zur Gewährleistung der zufriedenstellenden Durchfüh­
rung dieses Abkommens führen die Vertragsparteien regelmäßig 
einen Informationsaustausch und auf Antrag einer der Vertrags­
parteien Beratungen im Gemeinsamen Ausschuss durch. 

(2) Die Vertragsparteien beraten auf Antrag einer der Ver­
tragsparteien unverzüglich über jede sich aus der Auslegung 
oder Anwendung dieses Abkommens ergebende Frage. 

Artikel 22 

Schutzmaßnahmen 

(1) Jede Vertragspartei kann nach Konsultationen im Ge­
meinsamen Ausschuss angemessene Schutzmaßnahmen, ein­
schließlich der Aussetzung einer oder mehrerer Kooperations­
maßnahmen, ergreifen, wenn sie feststellt, dass zwischen den 
Vertragsparteien ein gleichwertiges Maß an Ausfuhrkontrolle 
oder Sicherheit nicht mehr gewährleistet ist. Wird das reibungs­
lose Funktionieren von GNSS durch eine Verzögerung gefährdet, 
so können ohne vorherige Konsultationen vorläufige Schutz­
maßnahmen getroffen werden, sofern unmittelbar nach Ergrei­
fen dieser Maßnahmen Konsultationen stattfinden. 

(2) Der Umfang und die Dauer der in Absatz 1 genannten 
Maßnahmen sind auf das notwendige Maß zu beschränken, das 
zur Regelung des Falls und zur Gewährleistung eines ausgewo­
genen Verhältnisses zwischen den Rechten und Verpflichtungen 
aus diesem Abkommen erforderlich ist. Die andere Vertragspar­
tei kann den Gemeinsamen Ausschuss bitten, Konsultationen 
hinsichtlich der Verhältnismäßigkeit dieser Maßnahmen vor­
zunehmen. Falls es nicht möglich ist, diesen Streitfall innerhalb
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von sechs Monaten beizulegen, kann ihn jede der Vertragspar­
teien zu einem bindenden Schiedsverfahren gemäß dem in An­
hang I festgelegten Verfahren vorlegen. Auslegungsfragen zu 
Bestimmungen dieses Abkommens, die sich mit den entspre­
chenden Bestimmungen des Unionsrechts decken, dürfen nicht 
in diesem Rahmen geklärt werden. 

Artikel 23 

Streitbeilegung 

Unbeschadet des Artikels 22 werden alle Streitfälle betreffend 
die Auslegung oder Anwendung dieses Abkommens durch Kon­
sultation im Gemeinsamen Ausschuss beigelegt. 

Artikel 24 

Anhänge 

Die Anhänge dieses Abkommens sind Bestandteil des Abkom­
mens. 

Artikel 25 

Überprüfung 

Dieses Abkommen kann jederzeit im gegenseitigen Einverneh­
men der Vertragsparteien geändert und erweitert werden. 

Artikel 26 

Kündigung 

(1) Die Europäische Union oder die Schweiz kann dieses 
Abkommen durch Notifikation an die andere Vertragspartei 
kündigen. Dieses Abkommen tritt sechs Monate nach dem 
Tag des Eingangs der Notifikation außer Kraft. 

(2) Die Kündigung des Abkommens wirkt sich nicht auf die 
Gültigkeit oder Dauer von Vereinbarungen oder von besonderen 

Rechten oder Verpflichtungen im Bereich des geistigen Eigen­
tums aus, die in seinem Rahmen getroffen wurden oder ent­
standen sind. 

(3) Im Falle der Kündigung dieses Abkommens unterbreitet 
der Gemeinsame Ausschuss einen Vorschlag, der es den Ver­
tragsparteien ermöglicht, alle ungelösten Fragen, einschließlich 
der damit einhergehenden finanziellen Auswirkungen, unter Be­
rücksichtigung des Pro-rata-temporis-Grundsatzes zu klären. 

Artikel 27 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen wird von den Vertragsparteien nach 
ihren eigenen internen Verfahren genehmigt. Es tritt am ersten 
Tag des zweiten Monats, der auf den Tag der letzten Genehmi­
gungsnotifikation folgt, in Kraft. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 vereinbaren die Schweiz und 
die Europäische Union für die in die Zuständigkeit der Europäi­
schen Union fallenden Teile dieses Abkommens, dieses Abkom­
men ab dem ersten Tag des Monats vorläufig anzuwenden, der 
auf den Tag der zweiten Notifikation zur Bestätigung des Ab­
schlusses der hierfür erforderlichen Verfahren folgt. 

Während der vorläufigen Anwendung dieses Abkommens setzt 
sich der Gemeinsame Ausschuss nach Artikel 20 aus Vertretern 
der Schweiz und der Europäischen Union zusammen. 

(3) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlos­
sen. 

(4) Dieses Abkommen ist in zwei Urschriften in bulgarischer, 
dänischer, deutscher, englischer, estnischer, finnischer, französi­
scher, griechischer, italienischer, kroatischer, lettischer, li­
tauischer, maltesischer, niederländischer, polnischer, portugiesi­
scher, rumänischer, schwedischer, slowakischer, slowenischer, 
spanischer, tschechischer und ungarischer Sprache abgefasst, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist.
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Voor het Koninkrijk België 
Pour le Royaume de Belgique 
Für das Königreich Belgien 

За Релублика България 

Za Českou republiku 

For Kongeriget Danmark 

Für die Bundesrepublik Deutschland
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Eesti Vabariigi nimel 

Thar cheann Na hÉireann 
For Ireland 

Για την Ελληνική Δημοκρατία 

Por el Reino de España 

Pour la République française
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Za Republiku Hrvatsku 

Per la Repubblica italiana 

Για την Κυπριακή Δημοκρατία 

Latvijas Republikas vārdā – 

Lietuvos Respublikos vardu 

Pour le Grand-Duché de Luxembourg 

Magyarország részéről
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Gћar-Repubblika ta' Malta 

Voor het Koninkrijk der Nederlanden 

Für die Republik Österreich 

W imieniu Rzeczypospolitej Polskiej 

Pela República Portuguesa 

Pentru România 

Za Republiko Slovenijo
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Za Slovenskú republiku 

Suomen tasavallan puolesta 
För Republiken Finland 

För Konungariket Sverige 

For the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland 

За Европейския съюз 
Por la Unión Europea 
Za Evropskou unii 
For Den Europæiske Union 
Für die Europäische Union 
Euroopa Liidu nimel 
Για την Ευρωπαϊκή Ένωση 
For the European Union 
Pour l'Union européenne 
Za Europsku uniju 
Per l'Unione europea 
Eiropas Savienības vārdā – 
Europos Sąjungos vardu 
Az Európai Unió részéről 
Għall-Unjoni Ewropea 
Voor de Europese Unie 
W imieniu Unii Europejskiej 
Pela União Europeia 
Pentru Uniunea Europeană 
Za Európsku úniu 
Za Evropsko unijo 
Euroopan unionin puolesta 
För Europeiska unionen
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Für die Schweizerische Eidgenossenschaft 
Pour la Confédération suisse 
Per la Confederazione Svizzera
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ANHANG I 

SCHIEDSVERFAHREN 

Wird zur Klärung eines Streitfalls ein Schiedsverfahren durchgeführt, so werden vorbehaltlich einer anderen Entscheidung 
durch die Vertragsparteien drei Schiedsrichter bestimmt. 

Jede der Vertragsparteien bestimmt binnen 30 Tagen einen Schiedsrichter. 

Die beiden auf diese Weise bestimmten Schiedsrichter einigen sich auf einen Schiedsrichterobmann, der nicht die Staats­
angehörigkeit einer der Vertragsparteien besitzt. Können Letztere sich nicht innerhalb von zwei Monaten nach ihrer 
Ernennung auf den Schiedsrichterobmann einigen, so wird dieser von ihnen aus einer vom Gemeinsamen Ausschuss 
aufgestellten Liste von sieben Personen ausgewählt. Der Gemeinsame Ausschuss erstellt und erneuert diese Liste nach 
Maßgabe seiner Geschäftsordnung. 

Sofern die Vertragsparteien nichts anderes beschließen, gibt sich das Schiedsgericht eine Verfahrensordnung. Es trifft seine 
Entscheidungen durch Mehrheitsbeschluss.
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ANHANG II 

FINANZIELLER BEITRAG DER SCHWEIZ ZU DEN EUROPÄISCHEN GNSS-PROGRAMMEN 

(1) Für den Zeitraum 2008–2013 wird der finanzielle Beitrag zum Haushalt der Europäischen Union, der von der Schweiz 
für die Teilnahme an den europäischen GNSS-Programmen zu entrichten ist, wie folgt festgesetzt (in Euro): 

2013 2014 

60 000 000 20 050 870 

Für den Zeitraum ab 2014 wird der Beitrag der Schweiz jährlich entrichtet. 

(2) Es gelten die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Union ( 1 ) und deren Anwendungsbestimmungen ( 2 ), 
insbesondere für dieVerwaltung des finanziellen Beitrags der Schweiz. 

(3) Die Reise- und Aufenthaltskosten der Vertreter und Sachverständigen der Schweiz im Rahmen ihrer Teilnahme an 
Sitzungen, die die Kommission in Verbindung mit der Durchführung der Programme veranstaltet, werden von der 
Kommission auf derselben Grundlage wie bei den Sachverständigen der Mitgliedstaaten und gemäß den für diese 
jeweils geltenden Verfahren erstattet. 

(4) Die Kommission übermittelt der Schweiz Zahlungsaufforderungen für den nach diesem Abkommen fälligen Beitrag zu 
den für die Programme veranschlagten Mitteln. 

Dieser Beitrag wird in Euro ausgedrückt und ist auf ein Euro-Bankkonto der Kommission einzuzahlen. 

(5) Es gelten die folgenden Zahlungsmodalitäten: 

a) Der nach Beginn der vorläufigen Anwendung des Abkommens 2013 fällige Beitrag der Schweiz wird spätestens 30 
Tage nach Erhalt der Zahlungsaufforderung entrichtet. 

b) Der 2014 fällige Beitrag der Schweiz (sowohl für den Zeitraum 2008-2013 wie auch für 2014) wird spätestens 30 
Tage nach Erhalt der Zahlungsaufforderung entrichtet. Diese Zahlungsaufforderung wird nicht vor dem 1. Juli 
übermittelt. 

c) Im Jahr 2015 und in den Folgejahren entrichtet die Schweiz ihren Beitrag bis 1. April, sofern sie die Zahlungs­
aufforderung bis 1. März erhält. Erhält die Schweiz eine Zahlungsaufforderung erst nach dem 1. März, so kommt 
sie dieser spätestens 30 Tage nach deren Erhalt nach. 

Bei verspäteter Zahlung des Beitrags werden der Schweiz ab dem Fälligkeitstag Zinsen für den offenstehenden Betrag 
berechnet. Dabei wird der von der Europäischen Zentralbank für ihre Hauptrefinanzierungsgeschäfte zugrunde gelegte 
und am ersten Kalendertag des Fälligkeitsmonats geltende Zinssatz, der im Amtsblatt der Europäischen Union, Reihe C, 
veröffentlicht wird, zuzüglich 3,5 Prozentpunkten, angewandt.
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VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG DES RATES 

vom 20. Januar 2014 

zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 267/2012 über restriktive Maßnahmen gegen Iran 

(2014/42/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 215, 

gestützt auf den Beschluss 2010/413/GASP des Rates vom 
26. Juli 2010 über restriktive Maßnahmen gegen Iran und zur 
Aufhebung des Gemeinsamen Standpunkts 2007/140/GASP ( 1 ), 

auf gemeinsamen Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union 
für Außen- und Sicherheitspolitik und der Europäischen Kom­
mission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EU) Nr. 267/2012 ( 2 ) des Rates 
werden die im Beschluss 2010/413/GASP vorgesehenen 
Maßnahmen umgesetzt. 

(2) Am 24. November 2013 haben sich China, Deutschland, 
Frankreich, die Russische Föderation, das Vereinigte Kö­
nigreich und die Vereinigten Staaten, die von der Hohen 
Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik 
unterstützt wurden, mit Iran auf einen gemeinsamen Ak­
tionsplan mit einem Konzept für eine langfristige umfas­
sende Lösung für die iranische Nuklearfrage verständigt. 
Es wurde vereinbart, dass beide Seiten als ersten Schritt 
des zu dieser umfassenden Lösung führenden Prozesses 
erste einvernehmlich festgelegte Maßnahmen treffen müs­
sen, die für eine Dauer von sechs Monate gelten und im 
gegenseitigen Einvernehmen verlängert werden können. 

(3) Im Rahmen dieses ersten Schrittes soll Iran eine Reihe 
freiwilliger Maßnahmen ergreifen, die im gemeinsamen 
Aktionsplan näher beschrieben sind. Im Gegenzug soll 
eine Reihe freiwilliger Maßnahmen getroffen werden, zu 
denen auf Seiten der Union die Aussetzung folgender 
restriktiver Maßnahmen für eine Dauer von sechs Mona­
ten gehört, in denen die betreffenden Verträge zu erfüllen 
sind: 

— das Verbot der Erbringung von Versicherungs- und 
Rückversicherungsleistungen für iranisches Rohöl 
und von dessen Beförderung, 

— das Verbot der Einfuhr, des Erwerbs oder der Beför­
derung iranischer petrochemischer Erzeugnisse und 
der Erbringung diesbezüglicher Dienstleistungen, 

— das Verbot des Handels mit Gold und Edelmetallen 
mit der iranischen Regierung, ihren öffentlichen Ein­
richtungen und der iranischen Zentralbank und mit 
in deren Namen handelnden Personen und Einrich­
tungen. 

(4) Außerdem ist im gemeinsamen Aktionsplan vorgesehen, 
die Obergrenzen für Genehmigungen für Geldtransfers 
von und nach Iran auf das Zehnfache anzuheben. 

(5) Am 20 Januar 2014 hat der Rat den Beschluss 
2014/21/GASP ( 3 ) zur Änderung des Beschlusses 
2010/413/GASP angenommen. 

(6) Da die vorgenannten Maßnahmen in den Geltungsbereich 
des Vertrags fallen, ist für ihre Umsetzung eine Regelung 
auf Unionsebene erforderlich, insbesondere um ihre ein­
heitliche Anwendung durch die Wirtschaftsbeteiligten in 
allen Mitgliedstaaten zu gewährleisten. 

(7) Die Verordnung (EU) Nr. 267/2012 sollte daher entspre­
chend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EU) Nr. 267/2012 wird wie folgt geändert: 

1. In Artikel 11 werden die folgenden Absätze 3 und 4 ange­
fügt: 

"(3) Das Verbot nach Absatz 1 Buchstabe c wird in Bezug 
auf die in Anhang XI genannten Erzeugnisse ausgesetzt. 

(4) Das Verbot nach Absatz 1 Buchstabe d wird aus­
gesetzt, insofern es die Bereitstellung von Versicherungen 
und Rückversicherungen im Zusammenhang mit der Einfuhr, 
dem Erwerb oder der Beförderung von in Anhang XI ge­
nannten Erzeugnisse betrifft." 

2. In Artikel 13 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

"(3) Die Verbote nach Absatz 1 Buchstaben a, b, c und d 
werden ausgesetzt." 

3. In Artikel 15 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

"(3) Die Verbote nach Absatz 1 Buchstaben a, b und c 
werden in Bezug auf die in Anhang XII genannten Waren 
ausgesetzt." 

4. Folgender Artikel 28b wird eingefügt:
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"Artikel 28b 

(1) Abweichend von Artikel 23 Absätze 2 und 3 können 
die zuständigen Behörden unter ihnen geeignet erscheinen­
den Bedingungen Folgendes genehmigen: die Freigabe wirt­
schaftlicher Ressourcen und die unmittelbare oder mittelbare 
Bereitstellung von Geldern oder wirtschaftlichen Ressourcen 
zugunsten des in Anhang IX aufgeführten Ministeriums für 
Erdöl wenn sie festgestellt haben, dass diese Gelder oder 
wirtschaftlichen Ressourcen erforderlich sind für die Erfül­
lung von Verträgen über die Einfuhr oder den Erwerb petro­
chemischer Erzeugnisse gemäß Anhang V, bei denen es sich 
um Ursprungserzeugnisse Irans handelt oder um Erzeugnisse, 
die aus Iran eingeführt wurden. 

(2) Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen 
Mitgliedstaaten und die Kommission innerhalb von vier Wo­
chen über die nach diesem Artikel gewährten Genehmigun­
gen." 

5. Artikel 30 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Buchstabe a wird 

i) der Betrag "100 000 EUR" durch "1 000 000 EUR" er­
setzt; 

ii) der Betrag "40 000 EUR" durch "400 000 EUR" er­
setzt. 

b) In Absatz 3 Buchstabe b wird 

i) der Betrag "100 000 EUR" durch "1 000 000 EUR" er­
setzt; 

ii) der Betrag "40 000 EUR" durch "400 000 EUR" er­
setzt. 

c) In Absatz 3 Buchstabe c wird der Betrag "10 000 EUR" 
durch "100 000 EUR" ersetzt. 

6. Artikel 30a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Buchstabe b wird der Betrag "40 000 EUR" 
durch "400 000 EUR" ersetzt. 

b) In Absatz 1 Buchstabe c wird der Betrag "40 000 EUR" 
durch "400 000 EUR" ersetzt. 

7. In Artikel 37b wird folgender Absatz 3 angefügt: 

"(3) Das Verbot nach Absatz 1 wird ausgesetzt." 

8. In Artikel 45 Buchstabe b werden die Worte "die Anhänge 
III, IV, IVa, V, VI VIa, VIb, VII, VIIa, VIIb und X" durch die 
Worte "die Anhänge III, IV, IVa, V, VI VIa, VIb, VII, VIIa, 
VIIb, X, XI und XIII" ersetzt. 

9. Anhang I und Anhang II dieser Verordnung werden als An­
hang XI und Anhang XII angefügt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts­
blatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Geschehen zu Brüssel am 20. Januar 2014. 

Im Namen des Rates 
Die Präsidentin 

C. ASHTON
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ANHANG I 

„ANHANG XI 

Liste der in Artikel 11 Absätze 3 und 4 genannten Erzeugnisse 

HS-Code Beschreibung 

2709 00 Erdöl und Öl aus bituminösen Mineralien, roh.“
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ANHANG II 

"ANHANG XII 

LISTE DER IN ARTIKEL 15 ABSATZ 3 GENANNTEN ERZEUGNISSE 

HS-Code Beschreibung 

7106 Silber (einschließlich vergoldetes oder platiniertes Silber), in Rohform oder als Halbzeug oder 
Pulver 

7108 Gold (einschließlich platiniertes Gold), in Rohform oder als Halbzeug oder Pulver 

7109 Goldplattierungen auf unedlen Metallen oder auf Silber, in Rohform oder als Halbzeug 

7110 Platin, in Rohform oder als Halbzeug oder Pulver 

7111 Platinplattierungen auf unedlen Metallen, auf Silber oder auf Gold, in Rohform oder als 
Halbzeug 

7112 Abfälle und Schrott von Edelmetallen oder Edelmetallplattierungen; andere Abfälle und 
Schrott, Edelmetalle oder Edelmetallverbindungen enthaltend, von der hauptsächlich zur Wie­
dergewinnung von Edelmetallen verwendeten Art"
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS 2014/21/GASP DES RATES 

vom 20. Januar 2014 

zur Änderung des Beschlusses 2010/413/GASP des Rates über restriktive Maßnahmen gegen Iran 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson­
dere auf Artikel 29, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Rat hat am 26. Juli 2010 den Beschluss 
2010/413/GASP über restriktive Maßnahmen gegen 
Iran ( 1 ) erlassen. 

(2) Am 24. November 2013 haben sich China, Frankreich, 
Deutschland, die Russische Föderation, das Vereinigte Kö­
nigreich und die Vereinigten Staaten, die von der Hohen 
Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik 
unterstützt wurden, mit Iran auf einen gemeinsamen Ak­
tionsplan mit einem Konzept für eine langfristige umfas­
sende Lösung für die iranische Nuklearfrage verständigt. 
Es wurde vereinbart, dass beide Seiten als ersten Schritt 
des zu dieser umfassenden Lösung führenden Prozesses 
erste einvernehmlich festgelegte Maßnahmen treffen müs­
sen, die sechs Monate gelten und in gegenseitigem Ein­
vernehmen verlängert werden können. 

(3) Im Rahmen dieses ersten Schritts soll Iran eine Reihe 
freiwilliger Maßnahmen ergreifen, die im gemeinsamen 
Aktionsplan näher beschrieben sind. Im Gegenzug soll 
eine Reihe freiwilliger Maßnahmen getroffen werden, zu 
denen auf Seiten der Union die Aussetzung folgender 
restriktiver Maßnahmen gehört: das Verbot der Erbrin­
gung von Versicherungs- oder Rückversicherungsleistun­
gen für iranisches Rohöl und von dessen Beförderung, 
das Verbot der Einfuhr, des Erwerbs oder der Beför­
derung iranischer petrochemischer Erzeugnisse und der 
Erbringung diesbezüglicher Dienstleistungen, das Verbot 
des Handels mit Gold und Edelmetallen mit der ira­
nischen Regierung, ihren öffentlichen Einrichtungen und 
der Zentralbank Irans und mit in deren Namen handeln­
den Personen und Einrichtungen. Die Aussetzung dieser 
restriktiven Maßnahmen soll für sechs Monate gelten, 
während denen die betreffenden Verträge zu erfüllen 
sind. 

(4) Außerdem ist im gemeinsamen Aktionsplan vorgesehen, 
die Obergrenzen für Genehmigungen für Geldtransfers 
von und nach Iran auf das Zehnfache anzuheben. 

(5) Es sind weitere Maßnahmen der Union erforderlich, da­
mit bestimmte in diesem Beschluss vorgesehene Maßnah­
men durchgeführt werden können. 

(6) Der Beschluss 2010/413/GASP sollte daher entsprechend 
geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Folgender Artikel wird in den Beschluss 2010/413/GASP einge­
fügt: 

"Artikel 26a 

(1) Das Verbot gemäß Artikel 3a Absatz 1 wird bis zum 
20. Juli 2014 in Bezug auf die Beförderung von iranischem 
Rohöl ausgesetzt. 

(2) Das Verbot gemäß Artikel 3a Absatz 2 wird bis zum 
20. Juli 2014 in Bezug auf die Erbringung von Versicherungs- 
und Rückversicherungsleistungen im Zusammenhang mit der 
Einfuhr, dem Erwerb oder der Beförderung von iranischem 
Rohöl ausgesetzt. 

(3) Das Verbot gemäß Artikel 3b wird bis zum 20. Juli 
2014 ausgesetzt. 

(4) Das Verbot gemäß Artikel 4c wird bis zum 20. Juli 
2014 in Bezug auf Gold und Edelmetalle ausgesetzt. 

(5) Artikel 10 Absatz 3 Buchstaben a, b und c werden bis 
zum 20. Juli 2014 durch folgende Fassung ersetzt: 

"a) Transfers im Zusammenhang mit Transaktionen betref­
fend Lebensmittel, Gesundheitsleistungen und medizi­
nische Ausrüstung sowie mit Transaktionen für land­
wirtschaftliche oder humanitäre Zwecke unterhalb ei­
nes Betrags von 1 000 000 EUR und Transfers betref­
fend Überweisungen persönlicher Gelder/Heimatüber­
weisungen unterhalb eines Betrags von 400 000 EUR 
werden ohne vorherige Genehmigung ausgeführt. Ein 
Transfer wird der zuständigen Behörde des betreffen­
den Mitgliedstaats gemeldet, wenn er einen Betrag von 
10 000 EUR übersteigt; 

b) Transfers im Zusammenhang mit Transaktionen betref­
fend Lebensmittel, Gesundheitsleistungen und medizi­
nische Ausrüstung sowie mit Transaktionen für land­
wirtschaftliche oder humanitäre Zwecke oberhalb eines 
Betrags von 1 000 000 EUR und Transfers betreffend 
Überweisungen persönlicher Gelder/Heimatüberweisun­
gen oberhalb eines Betrags von 400 000 EUR bedürfen 
der vorherigen Genehmigung durch die zuständige Be­
hörde des betreffenden Mitgliedstaats. Der betreffende 
Mitgliedstaat unterrichtet die übrigen Mitgliedstaaten 
über die erteilten Genehmigungen;
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c) alle anderen Transfers oberhalb eines Betrags von 
100 000 EUR erfordern die vorherige Genehmigung 
der zuständigen Behörde des betreffenden Mitglied­
staats. Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die 
übrigen Mitgliedstaaten über die erteilten Genehmigun­
gen." 

(6) Artikel 10 Absatz 4 Buchstaben b und c werden bis 
zum 20. Juli 2014 durch folgende Fassung ersetzt: 

"b) sonstige Transfers unterhalb eines Betrags von 
400 000 EUR werden ohne vorherige Genehmigung 
ausgeführt. Ein Transfer wird der zuständigen Behörde 
des betreffenden Mitgliedstaats gemeldet, wenn er ei­
nen Betrag von 10 000 EUR übersteigt; 

c) alle anderen Transfers oberhalb eines Betrags von 
400 000 EUR erfordern die vorherige Genehmigung 
der zuständigen Behörde des betreffenden Mitglied­
staats. Die Genehmigung gilt als binnen vier Wochen 
erteilt, sofern nicht die zuständige Behörde innerhalb 
dieser Frist Einspruch erhoben hat. Der betreffende 
Mitgliedstaat unterrichtet die übrigen Mitgliedstaaten 
über jede verweigerte Genehmigung." 

(7) Die Verbote gemäß Artikel 18b werden bis zum 20. Juli 
2014 ausgesetzt. 

(8) Die Verbote gemäß Artikel 20 Absatz 1 Buchstaben b 
und c und gemäß Artikel 20 Absatz 2 auf das in Anhang II 
aufgeführte Ministerium für Erdöl werden bis zum 20. Juli 
2014 ausgesetzt, insoweit dies für die Erfüllung von Verträ­
gen über die Einfuhr oder den Erwerb iranischer petroche­
mischer Erzeugnisse bis zum 20. Juli 2014 erforderlich ist." 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung im Amts­
blatt der Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 20. Januar 2014. 

Im Namen des Rates 
Die Präsidentin 

C. ASHTON
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